
 

 

 

Weisung 202606009 vom 15.06.2026 – Überarbeitung 
der Fachlichen Weisung zu § 7b Sozialgesetzbuch 
Zweites Buch (SGB II) 
Laufende Nummer: 202606009 

Geschäftszeichen: FGL2 – II-1101 

Gültig ab: 01.07.2026 
Gültig bis: 31.12.2026 

SGB II: Weisung 
SGB III: nicht betroffen 
Familienkasse: nicht betroffen  

(Weisung, Information, nicht betroffen) 

Bezug: 

Aufhebung von Regelungen: 

•  Weisung 202309005 vom 13.09.2023 – Neuerstellung der Fachlichen Weisungen zu 
§ 7b Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) 

Zusammenfassung 

Die Fachlichen Weisungen zu § 7b SGB II wurden überabeitet und hinsichtlich des neu 
eingeführten Absatz 4 neu erstellt. 

1. Ausgangssituation 

Mit dem Dreizehnten Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) 
und anderer Gesetze vom 22.04.2026 (BGBl. 2026 Teil I Nr. 107) wurde § 7 Absatz 4 SGB II 
neu eingeführt. Darin wird die Rechtsfolge von 3 aufeinanderfolgenden versäumten 
Meldeaufforderungen ohne wichtigen Grund geregelt. 

https://www.arbeitsagentur.de/datei/weisung-202309005_ba045692.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/weisung-202309005_ba045692.pdf
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2026/107/VO


 

 

 

2. Auftrag und Ziel 

Ziel der Regelung ist, die Verbindlichkeit von Terminen zu erhöhen und mit sogenannten 
„Terminverweigerern“ wieder eine persönliche Zusammenarbeit zu ermöglichen. Um den 
gesetzlichen Anforderungen zu entsprechen, eine bundesweit gleichwertig hohe Qualität und 
Rechtmäßigkeit der Leistungserbringung der gemeinsamen Einrichtungen sicherzustellen, 
wird mit der Veröffentlichung der Fachlichen Weisungen die Verfahrensweise in Bezug auf 
die genannten Neuregelungen verbindlich geregelt. 

Durch die Neuregelung wird das bisherige System der Rechtsfolgen geändert. Bisher haben 
Kundinnen und Kunden für jedes Meldeversäumnis eine Leistungsminderung von 10 % des 
maßgeblichen Regelbedarfs für einen Monat erhalten. Mit der Gesetzesänderung zum 
01. Juli 2026 wird das erste Meldeversäumnis ohne Rechtsfolge bleiben, für wiederholte 
Meldeversäumnisse wird eine Leistungsminderung in Höhe von 30 % für einen Monat 
ausgesprochen (§ 32 SGB II). Beim dritten Meldeversäumnis in Folge tritt keine prozentuale 
Minderung des Regelbedarfs mehr ein, sondern die Rechtsfolge aus § 7b Abs. 4 SGB II und 
damit die Nichterreichbarkeitsfiktion und der Entfall des Leistungsanspruchs. 
Zur Abmilderung der Rechtsfolge bestimmt § 7b Abs. 4 Satz 4 SGB II, dass die betroffene 
Person zunächst noch für einen Kalendermonat Grundsicherungsgeld mit Ausnahme von 
Leistungen zur Deckung des Regelbedarfs erhält. 

In diesem Monat wird der als nichterreichbar geltenden Person die Möglichkeit der 
persönlichen Vorsprache im Jobcenter gegeben. Diese dient der Wiederherstellung der 
Erreichbarkeit. 

Die BA erlässt in Abstimmung mit dem BMAS demzufolge die neu erstellte Fachliche 
Weisungen zu § 7b SGB II. 

Zur Unterstützung der gemeinsamen Einrichtungen wird zu gegebener Zeit eine 
Übergangsregelung zur IT-technischen Umsetzung im ALLEGRO-Wiki bereitgestellt. 

3. Einzelaufträge 

Entfällt 



 

 

 

4. Info 

Die geänderten Fachlichen Weisungen stehen in aktueller Fassung im Intranet/Internet zur 
Verfügung. 

5. Haushalt 

Entfällt 

6. Beteiligung 

Entfällt 

 

gez. 
Unterschrift 
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